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Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/20071) 

 des Landkreises Deggendorf 

über die Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif 

 
 

Satzung 
 

1. Rechtsgrundlagen 

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes 

(PBefG), Artikel 8 Absätze 1 und 2 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Bayern 

(BayÖPNVG) sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 erlässt der Landkreis Deggendorf die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des 

Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) 

und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Beför-

derung von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket. 

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung  

2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 2.3) 

öffentliche Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, während 

der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 8) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 

Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend Ziffer 

2.2 anzuerkennen (im Folgenden „Tarifanerkennung“ bzw. „Tarifanerkennungspflicht“).  

2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Ziffer 2.1 beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem 

gültigen Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen gemäß den 

Tarifbestimmungen Deutschlandticket vom 07. März 2023 (Anlage 1), ohne dass den Fahrgästen 

hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des Deutschlandtickets verpflichtet das Ver-

kehrsunternehmen nicht zum Vertrieb; soweit vorhanden (gemeinwirtschaftliche Verkehre, dazu Zif-

fer 3.1) gelten diesbezüglich die entsprechenden Regelungen des jeweiligen öffentlichen Dienstleis-

tungsauftrags zwischen dem Verkehrsunternehmen und der jeweils zuständigen Behörde. Die Ver-

kehrsunternehmen sind im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem be-

rechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das Deutschland-

ticket nach Anlage 2 teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Ein-

nahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und ggf. diese Ansprüche überschießende Ein-

nahmen abzugeben. Die Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im Zusam-

menhang mit der Tarifanerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsanträge für das Deutschlandti-

cket selbst zu stellen und/oder bei entsprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und keine Ein-

                                                           
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 

2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) 

Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES 

EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22). 
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wände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem möglichen und erforderlichen Umfang an der bun-

desweit einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutsch-

landtickets entsprechend den bundesweit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist technisch unter Ein-

satz entsprechender Kontrollgeräte zu gewährleisten; die bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur 

Kontrolle des Deutschlandtickets sind einzuhalten. Werden Kosten für die Ertüchtigung von Kontrol-

linfrastruktur im Sinne von Ziffer 5.4.4 der Muster-Richtlinien 2023 in Ansatz gebracht, ist das Ver-

kehrsunternehmen verpflichtet, diese mindestens drei Jahre im ÖPNV in Deutschland einzusetzen 

(vgl. Ziffer 6.2 der Muster-Richtlinien 2023).  

2.3 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das gesamte Gebiet, 

für das der Landkreis Deggendorf, unter Berücksichtigung von bestehenden Regelungen zur Übertra-

gung von Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen Behörden, die Befugnis als zuständige Be-

hörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den allgemeinen 

ÖPNV innehat.  

3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; Abschluss von 

Umsetzungsvereinbarungen 

3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen Personenverkehr auf 

Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemeinwirtschaftliche Verkehrs-

dienste), gelten die Regelungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich etwaiger 

Ergänzungen und/oder Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser allgemeinen 

Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit, wie der jeweilige 

öffentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandti-

ckets enthält; im Übrigen ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu ge-

währenden Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der Tarifaner-

kennung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der erforder-

lichen Nachweisführung hierfür erfolgt auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungs-

auftrags unter vollständiger Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. 

3.2 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht werden, können zur Umset-

zung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen zwischen dem 

jeweiligen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Deggendorf abgeschlossen werden. In der Um-

setzungsvereinbarung kann insbesondere die konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie 

der Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt werden. Die Umset-

zungsvereinbarung begründet keinerlei eigenständige Tarifanerkennungspflichten oder Ausgleichs-

ansprüche.  

4. Ausgleichsleistungen 

4.1 Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Anspruch auf Aus-

gleichsleistungen für die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden finanzi-

ellen Nachteile. Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung der Situ-

ation mit Anerkennung des Deutschlandtickets („Mit-Fall“) und der Situation mit Anwendung der bis 

dahin geltenden Tarife („Ohne-Fall“) unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils verbundenen 

positiven und negativen Effekte. Bei der Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze zu 

beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweils zugrundeliegenden öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach diesen Grundsätzen zu regeln. 
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In Bezug auf dies Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen gelten die Ziffern 5.4.1 bis 5.4.8 der 

Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im 

Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln vom 20. 

März 2023 (Muster-Richtlinien 2023) in der Anlage 3 für das Jahr 2023; für die folgenden Jahre 

gelten diese Vorgaben unter Berücksichtigung der jeweils geltenden Richtlinie Deutschlandticket 

2023 sowie ggf. weitergehender Vorgaben insbesondere des Bundes, des Freistaates Bayern oder der 

EU-Kommission für das jeweilige Jahr entsprechend.  

Für vollständig neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte des Jahres 2019 

ermittelt werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die Nutzung von Ist-

Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, sind validierte Prog-

nosedaten zulässig. Diese Prognosedaten müssen unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten 

zur Nutzung mit dem Deutschlandticket und der preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren va-

lidiert werden. 

4.1.1 Bezüglich der Ausgleichsleistungen auf Grundlage des § 45a PBefG ist zur Vermeidung von Verwer-

fungen im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets eine entsprechende Er-

klärung zum Verfahren der Berechnung der Ausgleichsleistungen erforderlich, so lange keine landes-

gesetzliche Regelung zur Ersetzung des § 45a PBefG besteht. Ausgleichsleistungen nach Maßgabe 

dieser allgemeinen Vorschrift werden insoweit nicht gewährt. 

4.1.2 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt insbe-

sondere für den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleicherma-

ßen auch für weitere bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsregelungen des Land-

kreises Deggendorf (bspw. Landkreis-Netz-Ticket gemäß den jeweils gültigen Satzungen) oder Drit-

ter, die für das Verkehrsunternehmen Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Ausgleichsregelun-

gen nebeneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben im Rahmen verschiedener allgemeiner Vor-

schriften, ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleistungen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach ge-

währt werden. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfür gewährten Ausgleichsleis-

tungen im Rahmen der Nachweisführung (dazu Ziffer 5) jeweils getrennt und nachvollziehbar darzu-

stellen. 

4.1.3 Der Landkreis Deggendorf kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsregelungen 

treffen. 

4.2 Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen bleiben unberührt.  

4.3 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Höhe nach begrenzt auf den 

finanziellen Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Ver-

bindung mit dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:  

4.3.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift ent-

spricht nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller (positiven und ne-

gativen) Auswirkungen aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen 

Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket. Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist 

somit eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen vorzunehmen. Bei den 

Auswirkungen auf die Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz des „Mit-Falls“ und 

des „Ohne-Falls“ entsprechend Ziffer 4.1. Weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen können 

berücksichtigt werden, soweit diese im Einzelfall nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kos-

ten (Ausgaben) richten sich ebenfalls nach Ziffer 4.1. 

4.3.2 Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden bei gemeinwirtschaft-

lichen Verkehren im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags umgesetzt. Dies gilt 

insbesondere auch im Hinblick auf das Erfordernis einer Trennungsrechnung gemäß Ziffer 5 sowie 
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die Gewährleistung eines Anreizes gemäß Ziffer 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. 

Im Hinblick auf die Vermeidung einer Überkompensation gilt Ziffer 4.3.4; die Umsetzung ist im 

Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags zu gewährleisten. 

4.3.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007 wie folgt gewährleistet: 

- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Ziffer 5 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 sind einzuhalten.  

- Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Ziffer 6 des Anhangs der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007 gilt Ziffer 4.3.4. 

4.3.4  Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer Überkompensa-

tion im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 führen. Die Vermeidung einer Über-

kompensation wird unter Beachtung der Vorgaben von Ziffer 6 des Anhangs in Bezug auf den ange-

messenen Gewinn wie folgt gewährleistet: Die Überkompensationskontrolle ist jährlich durchzufüh-

ren. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung des Deutsch-

landtickets nicht übersteigen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der ein angemessener Gewinn von 

sieben Prozent vom Umsatz für die zugrundeliegenden Verkehrsdienste erreicht wird. Ein höherer 

Gewinn kann im Einzelfall als angemessen akzeptiert werden, wenn die Verkehrsdienste in einem 

europaweit bekanntgemachten Vergabeverfahren mit mehreren Bietern vergeben wurde und das Ver-

kehrsunternehmen nachweist, dass es über die Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags, ohne 

Betrachtung der Corona-geprägten Jahre 2020 bis 2022, eine höhere Umsatzrendite mit den zugrun-

deliegenden Verkehrsdiensten erzielt hat. Das Verkehrsunternehmen stellt die für die Beurteilung 

erforderlichen Daten zu den Kosten und Erlösen umfassend zur Verfügung und ermöglicht so die 

Überprüfung des Vorliegens einer Überkompensation. Bei der Ermittlung des angemessenen Ge-

winns in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen sind Kosten nur maximal in der Höhe berücksichti-

gungsfähig, die sich aus dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag ergibt. Bei Bedarf können restrikti-

vere Regelungen für den Einzelfall getroffen werden. Änderungen beim Angebot und Angebotsun-

terbrechungen sind entsprechend Ziffer 4.1 angemessen zu berücksichtigen. Die Berechnung ein-

schließlich der Datengrundlagen müssen einer Überprüfung durch den Landkreis Deggendorf oder 

dessen Beauftragten zugänglich gemacht werden (vgl. Ziffer 5.5). Zum Nachweis einer nicht vorhan-

denen Überkompensation ist eine unternehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des 

finanziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen 

Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket entsprechend Ziffer 4.3.1 differenziert nach gemein-

wirtschaftlichen Verkehren und eigenwirtschaftlichen Verkehren jeweils bis zum 31. Januar des zwei-

ten auf das abzurechnende Jahr folgenden Kalenderjahres vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstellung 

ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift die 

nicht erfolgte Überkompensation auszuweisen. Die Richtigkeit dieser Aufstellung ist bezogen auf 

jeden bestehenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag bzw. jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr von 

einem Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer zu bestätigen; betreibt das Verkehrsunternehmen im Gel-

tungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift mehrere eigenwirtschaftliche Verkehre können die Nach-

weise gesamthaft hierfür erbracht werden. Sollte im Einzelfall dennoch eine Überkompensation fest-

gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen den überkompensierenden Betrag zur Vermeidung ei-

ner unzulässigen Beihilfe einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkompensation zurückzuzah-

len.  
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5. Darlegungs- und Nachweispflichten 

5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser allge-

meinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung der Aus-

gleichsleistungen. Es ist verpflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift 

erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen.  

5.2 Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet für ihren Vertrieb (umfasst eigene Verkäufe des Ver-

kehrsunternehmens und Verkäufe im Namen/auf Rechnung des Verkehrsunternehmens) sicherzustel-

len, dass bis zum 20. eines Monats für den Vormonat alle Verkäufe des Deutschlandtickets an die 

von der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutsch-

landtarifverbund GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bun-

desverband SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet werden. Der Landkreis 

Deggendorf erhält eine Abschrift der Meldung. 

5.3 Für die Antragstellung des Landkreis Deggendorf beim Freistaat Bayern gemäß Ziffer 7.1 der Muster-

Richtlinien 2023 bzw. der jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket am 30. September des je-

weils abzurechnenden Jahres sind von den Verkehrsunternehmen bis zum 15. August des jeweiligen 

Jahres vorzulegen: 

- Berechnungen bzw. eine Schätzung/Prognose der Höhe der voraussichtlichen Ausgleichsleis-

tungen auf Grundlage der in Ziffer 5.4 Muster-Richtlinien 2023 genannten Berechnungsme-

thode;  

- Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß Ziffer 5.4.1 sowie weitere 

begründete Unterlagen; sofern entsprechende Daten von der Verbundorganisation nicht zur Ver-

fügung gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen entsprechende Prognosen und begrün-

dende Daten selbst vorzulegen.  

5.4 Für das Abrechnungsjahr 2023 sind von den Verkehrsunternehmen bezogen auf den Referenzzeit-

raum Mai bis Dezember 2019 bis zum 31. März 2024 vorzulegen; sofern diese Angaben auch für die 

weiteren abzurechnenden Jahre maßgeblich sind, kann hierauf jeweils verwiesen werden:  

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangs-

tarife, landesweite Tarife, Haustarif), in dem das Verkehrsunternehmen tätig ist 

- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahrausweise und Erlöse 

differenziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich 

anzugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen im gesamten Kalenderjahr 2019 in Soll-Fahr-

plan-Kilometern 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Mai 

bis Dezember 2019 und die EAV sowohl für die hochgerechneten als auch für die tatsächlichen 

Fahrgeldeinnahmen; hinzuzufügen sind auch betragsmäßige Erlösminderungen aus Vertriebs-

provisionen  

- Nachweis über Fahrgeldeinnahmen im Jahr 2019; der Referenzzeitraum ist gesondert auszuwei-

sen. 

5.5 Vorzulegen sind, jeweils vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand zum 31. März 2024 des 

auf das abzurechnende Kalenderjahr folgenden Kalenderjahres und endgültig bis zum 31. Januar des 

auf das abzurechnende Kalenderjahr zweiten folgenden Kalenderjahres]: 
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5.5.1 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezember 2023 bzw. der auf 

das jeweils abzurechnende Jahr hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen:  

- für die im Referenzzeitraum (Ziffer 5.4) bestehenden Kartenarten und Preisstufen die jeweilige 

Höhe des Tarifs am Stichtag 30. April 2023; 

- soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen oder es sich 

um stückzahlunabhängige Pauschalangebote handelt, die mittels der aus der Berechnung nach 

Ziffer 5.4.1.1 Satz 1 der Muster-Richtlinien 2023 abgeleiteten durchschnittliche prozentuale Ta-

rifanpassung hochgerechneten Höhe des jeweiligen rechnerischen Tarifs; 

- soweit Tarife im Zeitraum vom 01. Mai 2022 bis zum 30. April 2023 nicht angepasst wurden 

und ein Nachweis dafür erbracht wird, die Berechnung nach Ziffer 5.4.1.1 Sätze 1 bis 3 der Mus-

ter-Richtlinien 2023, mit der die so ermittelten Fahrgeldeinnahmen um 5 Prozent erhöht werden;  

- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar 2024; 

- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug-km im Betriebsjahr 

2023 und das Verhältnis zum Kalenderjahr 2019.  

5.5.2 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen im Übrigen:  

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauften Tarife und Tickets 

(kassentechnische Einnahmen) jeweils differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenar-

ten und Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, 

die das Verkehrsunternehmen anwendet 

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten Fahrgelderlöse diffe-

renziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen einschließlich der Höhe 

der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet 

oder anerkennt; maßgeblich sind bei Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden Re-

gelung, die endgültigen Ansprüche des Verkehrsunternehmens nach Maßgabe der Einnahmen-

aufteilungen  

- soweit das endgültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung bis zum 31. Januar des dem 

abzurechnenden Kalenderjahr zweiten folgenden Kalenderjahres nicht vorliegt, wird der zu die-

sem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung zugrunde gelegt; Bestätigungen 

der Verbundorganisationen sind vorzulegen; eine spätere Korrektur findet ungeachtet der Pflicht 

zur Nachreichung von Nachweisen nicht statt 

- vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilometer und Tarifsorte) 

und Verkehrsleistung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und Personenkilometern), so-

weit diese Daten im Rahmen der jeweiligen Einnahmenaufteilung zu Grunde gelegt werden 

- die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Vereinbarungen zur Durchführung der Einnah-

menaufteilung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt 

- Nachweise über die erzielten Einnahmen sowie zur Einnahmenaufteilung bei Gemeinschaftsta-

rifen. Sollte der Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst eine vorläufige Bescheini-

gung des jeweiligen Verbundes über die Einnahmenzuscheidung beizubringen; der Nachweis ist 

in diesem Fall bis zum 31. Januar des zweiten auf das abzurechnende Jahr folgenden Kalender-

jahres nachzureichen 

- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen (Mindereinnahmen) 

einschließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleistungen; diese sind von den tariflichen Aus-

wirkungen (Mindereinnahmen) des Deutschlandtickets und den hierfür gewährten Ausgleichs-

leistungen nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein doppelter Ausgleich ausgeschlossen ist  
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- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß Ziffer 4.3.4 einschließlich Bestäti-

gung der Einhaltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Anforderungen 

sowie der korrekten Ermittlung und sachlichen Richtigkeit der Daten 

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets entstande-

nen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach Maßgabe der Muster-Richtlinien 2023 ausgeglichen wer-

den. 

- Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der Ausgleichszahlungen auf Grund-

lage der §§ 228 ff. SGB IX nach Maßgabe von Ziffer 5.4.1 der Muster-Richtlinien 2023; 

- Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften nach 

Maßgabe von Ziffer 5.4.1 der Muster-Richtlinien 2023;  

- positive und negative Effekte für das Verkehrsunternehmen in Bezug auf Vertriebsprovisionen, 

die sich aus der Anerkennung des Deutschlandtickets ergeben, sind auszuweisen; Bestätigungen 

der Verbundorganisationen über die betragsmäßigen Erlösminderungen aus Vertriebsprovisio-

nen bzw. Einsparungen von Vertriebsprovisionen 

- Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten. 

5.6 Der Landkreis Deggendorf kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben und 

Nachweise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den Muster-Richtlinien 

2023 oder insbesondere aufgrund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-Kommission 

oder des Obersten Rechnungshofes erforderlich ist. Werden die unter Ziffern 5.2 bis 5.5 genannten 

sowie ggf. darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten Unterlagen und Nachweise nicht fristgerecht 

vorgelegt, kann die Ausgleichsleistung für das das jeweils abzurechnende Jahr ganz oder teilweise 

versagt werden. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzahlen. 

5.7 Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren unter Beach-

tung der vorstehenden Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden öffentlichen Dienstleistungsauf-

trags nach Maßgabe der dortigen Regelungen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren können in der 

Umsetzungsvereinbarung ergänzende Regelungen zur Darlegungs- und Nachweisführung getroffen 

werden.  

5.8 Der Landkreis Deggendorf kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser allgemei-

nen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder ähnliches selbst oder 

durch einen von ihm bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen lassen. Das 

Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick in die hierfür notwen-

digen Unterlagen zu gewähren.  

5.9 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. personen-

bezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. Sofern die jeweils 

geltenden Richtlinien Deutschlandticket diesbezüglich weitergehende Vorgaben trifft, werden diese 

ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entsprechende Vereinbarungen zwischen Verkehrs-

unternehmen und dem Landkreis Deggendorf getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung 

der zugrundeliegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür geltenden Fristen. 

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 

6.1 Soweit in dem jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder der Umsetzungsvereinbarung 

keine entsprechende Regelung getroffen wird, gewährt der Landkreis Deggendorf dem Verkehrsun-

ternehmen im Jahr 2023 zum Ende April Abschlagszahlungen in Höhe von insgesamt 90 Prozent der 
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aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets auf Grundlage einer Prognoserechnung zu erwarten-

den Mindereinnahmen für das Kalenderjahr (abzurechnendes Jahr). Eine weitere Abschlagszahlung 

von 90 Prozent wird dem Verkehrsunternehmen zum: Mitte August des abzurechnenden Jahres ge-

währt. Die Grundlage und der Zeitplan für die Abschlagszahlungen ab dem Jahr 2024 werden abhän-

gig von den verfügbaren Daten jeweils rechtzeitig festgelegt. 

6.2 Zur Ermittlung der Höhe der Abschlagszahlungen gemäß Ziffer 6.1 bezogen auf das Jahr 2023 hat 

das Verkehrsunternehmen dem Landkreis Deggendorf bis zum 17. April 2023 die erforderlichen 

Prognoserechnungen als Nachweis vorzulegen und in das Online-Portal unter https://dtby.intra-

plan.de/site/login des Freistaates Bayern einzustellen. Wird der Nachweis erst zu einem späteren Zeit-

punkt erbracht, verschieben sich ggf. die Zeitpunkte für die Abschlagszahlungen entsprechend. Soll-

ten sich die Prognoserechnungen aufgrund der Verkaufsdaten ändern, so hat das Verkehrsunterneh-

men dies dem Landkreis Deggendorf unverzüglich anzuzeigen. Der Landkreis Deggendorf entschei-

det auf dieser Basis über eine erforderliche Anpassung der Abschlagszahlungen.  

6.3 Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift er-

folgt unter Berücksichtigung der Abschlagszahlungen nach Ziffer 6.1. Dies beinhaltet auch eine Re-

gelung zu Nachzahlungen bzw. zum Umgang mit Überzahlungen (Rückerstattung oder Verrechnung) 

einschließlich etwaiger Verzinsungen.  

7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

7.1 Der Landkreis Deggendorf ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten Aus-

gleichsleistungen berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. 

Soweit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, sind die Ausgleichsleistungen nach Maßgabe 

dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der Ausgleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen öf-

fentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft zusammen mit den Ausgleichsleis-

tungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des Berichts nach Art. 7 Absatz 1 der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.  

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung 

(EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang mit dieser allgemeinen 

Vorschrift stehen, auch nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrs-

unternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können sich 

insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben beru-

fen. 

8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 

8.1 Diese allgemeine Vorschrift tritt zum 01.05.2023 in Kraft.  

8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. Dezember 2023 außer Kraft. Sie kann durch allgemeine Vor-

schrift verlängert, geändert oder aufgehoben werden.  

8.3 Der Landkreis Deggendorf kann diese allgemeine Vorschrift und die damit verbundene Pflicht zur 

Anerkennung des Deutschlandtickets außer Kraft setzen, insbesondere wenn der Bund oder der Frei-

staat Bayern keine ausreichende Unterstützung des Deutschlandtickets mehr sicherstellen, um die auf 

Basis der allgemeinen Vorschrift bestehenden Ausgleichsansprüche vollumfänglich zu befriedigen. 

Im Falle eines vorzeitigen Außerkraftsetzens entfällt der Ausgleichsanspruch mit Wirkung für die 

Zukunft; ein angemessener Vorlauf ist zu gewährleisten.   

 

https://dtby.intraplan.de/site/login
https://dtby.intraplan.de/site/login
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Anlagen 

Anlage 1: Tarifbestimmungen Deutschlandticket (Stand vom 07.03.2023) 

Anlage 2: Beschluss für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutsch-

landticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes vom 20. März 2023  

Anlage 3: Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im 

Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln vom 

20.03.2023 (Muster-Richtlinien 2023) 

 

 

Deggendorf, 28.08.2023 

Landratsamt Deggendorf 

 

gez.  

 

Becker 

Regierungsdirektor 
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Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket   

  

1. Grundsatz  

Das Deutschlandticket ist ein von der Bundesrepublik Deutschland und den Bundesländern gefördertes 

deutschlandweit gültiges Tarifangebot im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) und im öffentlichen Per-

sonennahverkehr (ÖPNV). Es gilt ab dem 1. Mai 2023.  

Die hier festgelegten Tarifbestimmungen gelten für das Deutschlandticket und sind von allen teilnehmen-

den Verkehrsunternehmen des SPNV und des ÖPNV in Deutschland verbindlich anzuwenden. Diese Ta-

rifbestimmungen ergänzen die bestehenden Tarif- und Beförderungsbedingungen der teilnehmenden Ver-

kehrsverbünde, der Landestarife und des Deutschlandtarifs sowie die Beförderungsbedingungen der teil-

nehmenden Eisenbahn-Verkehrsunternehmen des SPNV und der teilnehmenden Verkehrsunternehmen 

des ÖPNV, soweit sich aus den folgenden Regelungen nichts anderes ergibt.   

Für die Ausgabe des Deutschlandtickets gelten die Bedingungen des vertragshaltenden Verkehrsunter-

nehmens.   

 

2. Fahrtberechtigung, Nutzungsbedingungen und Geltungsbereich   

Das Deutschlandticket berechtigt im jeweiligen Geltungszeitraum zur unbegrenzten Nutzung der Züge 

des SPNV im tariflichen Geltungsbereich des Deutschlandtarifs in der 2. Wagenklasse sowie der sonsti-

gen Verkehrsmittel des ÖPNV im räumlichen Geltungsbereich der Tarife der teilnehmenden Verkehrsun-

ternehmen, Verkehrsverbünde und Landestarifgesellschaften. Dies schließt im Ausland liegende Gel-

tungsbereiche mit ein, soweit das eigene Tarifgebiet des jeweiligen Verbundes/Unternehmens sich auf-

grund entsprechender Vereinbarung auf das im Ausland liegende Gebiet erstreckt. Zum  ÖPNV gehört 

die Beförderung mit Straßenbahnen und Obussen im Sinne des Personenbeförderungsgesetzes sowie mit 

Kraftfahrzeugen im Liniennahverkehr nach den §§ 42 und 44 PBefG. Liniennahverkehre nach § 43 

PBefG fallen insoweit unter den Geltungsbereich, sofern sie gemäß § 2 Absatz 4 PBefG allgemein zu-

gänglich sind.  

Das Deutschlandticket gilt nicht in Verkehrsmitteln, die überwiegend zu touristischen oder historischen 

Zwecken betrieben werden.  

Die Nutzung von Zügen des Fernverkehrs mit dem Deutschlandticket ist grundsätzlich ausgeschlossen. 

Hiervon abweichende Regelungen (z.B. im Rahmen von Integrationskonzepten) werden im Geltungsbe-

reich des Deutschlandtickets für den Schienenverkehr bekanntgegeben.  

  

Das Deutschlandticket ist nicht übertragbar und wird als persönlicher Fahrausweis ausgegeben, der min-

destens den Namen und Vornamen sowie das Geburtsdatum des Fahrgastes beinhaltet. Dieser Fahraus-

weis wird in Form einer Chipkarte und als Handyticket ausgegeben. Das Deutschlandticket kann von den 

Vertrag haltenden Unternehmen, die das Deutschlandticket über eine Chipkarte als Trägermedium bereit-

stellen, vorläufig bis zur Auslieferung bzw. Bereitstellung des digitalen Tickets, längstens bis zum 

31.12.2023 als digital kontrollierbares Papierticket (mit Barcode) ausgegeben werden. Ein als Papierti-

cket ausgegebenes Deutschlandticket gilt für maximal einen Kalendermonat. Zur Legitimation ist ein 

amtliches Lichtbilddokument mitzuführen und bei Kontrollen vorzuzeigen.  

Das Deutschlandticket beinhaltet keine unentgeltliche Mitnahme von Personen über 6 Jahren.   

 Das  Deutschlandticket  berechtigt  ausschließlich  zur  Nutzung  der  2.  Wagenklasse.   

Ein Übergang in die 1. Wagenklasse ist innerhalb der Geltungsbereiche von Verkehrsverbünden, Landes-

tarifen und des Deutschlandtarifs nach den jeweiligen Tarifbestimmungen möglich.  

Für die Mitnahme eines Fahrrades ist ein reguläres Fahrradkartenangebot zu erwerben, soweit die Fahr-

radmitnahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist.  

Für die Mitnahme eines Hundes ist ein reguläres Fahrkartenangebot zu erwerben, soweit die Mitnahme 

auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist.  
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3. Vertragslaufzeit und Kündigung  

Das Deutschlandticket kann an den von den Verkehrsunternehmen, Verkehrsverbünden und Landestarif-

organisationen für Abonnement-Produkte eingerichteten Verkaufsstellen bzw. über deren Vertriebskanäle 

erworben werden.   

Das Deutschlandticket wird im Abonnement ausgegeben. Der Einstieg ins Abonnement ist jeweils zum 

Ersten eines Monats möglich.   

Das Abonnement wird für unbestimmte Zeit abgeschlossen und kann monatlich gekündigt werden. Die 

Kündigung muss dabei bis zum 10. eines Monats zum Ende des jeweiligen Kalendermonats erfolgen. Das 

Deutschlandticket gilt im Falle einer Kündigung bis Betriebsschluss nach dem Ende des letzten Tages 

dieses Kalendermonats, längstens jedoch bis 3.00 Uhr des Folgetags.   

Neben der monatlichen Kündbarkeit kann in Verbindung mit anderen Produkten im Bereich des Perso-

nenverkehrs auch eine feste Laufzeit von 12 Monaten angeboten werden.  

  

4. Beförderungsentgelt   

Der Preis für das Deutschlandticket im Abonnement beträgt 49,00 EUR pro Monat bei monatlicher Zah-

lung. Eine jährliche Zahlung des zwölffachen Monatsbetrages kann angeboten werden.   

Bei Verkehren, die nur auf Anforderung verkehren (z. B. On-demand-Verkehr, Anruf-Sammeltaxi, Ruf-

bus) sowie bei täglich verkehrende Eisenbahnen mit besonderen Betriebsformen (z. B. Schmalspurbah-

nen mit Dampftraktion) kann ein Zuschlag nach den örtlichen Tarifbestimmungen erhoben.  

 

 

5. Jobticket  

Das Deutschlandticket kann als rabattiertes Jobticket angeboten werden.  

Dieses  Jobticket kann von Mitarbeitenden genutzt werden, deren Arbeitgeber mit einem teilnehmenden 

Verkehrsverbund oder Verkehrsunternehmen eine Vereinbarung über den Erwerb des Deutschland-Jobti-

ckets abgeschlossen hat. Arbeitgeber im Sinne dieser Bestimmung können Unternehmen, Verwaltungen, 

Behörden und sonstige Institutionen sein.  

Der Fahrpreis für das Deutschlandticket als Jobticket ist der Fahrpreis nach Abschnitt 4 abzüglich 5% Ra-

batt. Voraussetzung für den Rabatt ist, dass der Arbeitgeber einen Zuschuss zum Jobticket leistet, der 

mindestens 25% des Fahrpreises gemäß Abschnitt 4 beträgt.  

 

 

6. Fahrgastrechte  

Für Fahrten im Eisenbahnverkehr gelten die Fahrgastrechte gem. Teil A Nr. 8 der Tarifbedingungen des 

Deutschlandtarifs sowie Teil C Nr. 8 der Tarifbedingungen für Zeitkarten im Deutschlandtarif in ihrer 

jeweils genehmigten und veröffentlichten Fassung, abrufbar im Internet unter www.deutschlandta-

rifverbund.de.   

  

  

http://www.deutschlandtarifverbund.de/
http://www.deutschlandtarifverbund.de/
http://www.deutschlandtarifverbund.de/
http://www.deutschlandtarifverbund.de/
http://www.deutschlandtarifverbund.de/
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20.03.2023  

  

Beschluss  

  

des Koordinierungsrates (Sitzung am 20.03.2023)   
  

für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Ba-

sis des „Leipziger Modellansatzes“.  

  

Beschlusspunkte zum „Leipziger Modellansatz“  

Die nachfolgenden Beschlusspunkte bilden die zentrale Grundlage für die jeweiligen Beschlussfassun-

gen der 16 Bundesländer, der kommunalen Spitzenverbände sowie der Branchenorganisationen VDV, 

DTV-G, BDO und BSN. Damit soll bundesweit eine gemeinsame Vorgehensweise bei der Umsetzung 

des Deutschlandtickets in Bezug auf die Zuscheidung der Tarifeinnahmen aus dem Verkauf des 

Deutschlandtickets sichergestellt werden.   

  

1. Mit der Anerkennung des Deutschlandtickets (D-Ticket) als bundesweit gültiges Tarifprodukt – ent-

sprechend des „Entwurfs eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes der 

Bundesregierung“ – für den Nahverkehr durch die teilnehmenden Verkehrsunternehmen bzw. erlös-

verantwortliche Aufgabenträger verpflichten sich alle Tarifgeber bzw. Unternehmen auf die Anwen-

dung eines gemeinsamen Zuscheidungsverfahrens für das D-Ticket.   

  

2. Das anzuwendende Zuscheidungsverfahren soll alle Tarifeinnahmen aus dem Kernprodukt des D-Ti-

ckets sowie alle Einnahmen aus bundesweit geltenden kundengruppenspezifischen Angeboten im 

Rahmen des D-Tickets umfassen. Dazu zählen sämtliche Einnahmen sowie Leistungen von Dritten in 

der Höhe des festgelegten Preises des D-Tickets.   

  

3. Der nachweisbare Nachteil, welcher sich für die Verkehrsunternehmen (VU) und erlösverantwortliche 

Aufgabenträger aus dem Saldo der bisherigen und künftigen Gesamteinnahmen (inkl. der Fahrgeld-

surrogate) ergibt, wird jährlich unter Berücksichtigung der ihnen jeweils zugeschiedenen Einnahmen 

aus dem D-Ticket ermittelt und nach der politischen Verständigung der Ministerpräsidentenkonferenz 

vom 02.11.2022 und 08.12.2022 durch den Bund und die Länder rechtskonform ausgeglichen. Die 

Länder werden entsprechend des jeweilig in den Ländern entstandenen Schadens die erhaltenen Bun-

desmittel untereinander umverteilen.   

  

4. Der „Leipziger Modellansatz“ formuliert für das EAV-Umsetzungskonzept zum D-Ticket ein „Markt-

orientiertes Innovationsmodell (in drei Stufen)“. Das Modell setzt einen deutlichen Vertriebsanreiz für 

die Kundenbetreuung im jeweiligen Bediengebiet des Tarifgebers und verhindert gleichzeitig einen 

aggressiven Vertriebswettbewerb in der Branche.   

  

5. Stufe 1 in 2023: Zur Absicherung des Starts für das D-Ticket wird für das Rumpfjahr 2023 eine prag-

matische Herangehensweise gewählt, bei der grundsätzlich jeder Tarifgeber die Einnahmen aus den 

dort erzielten Verkäufen ausschließlich unter den ihm angeschlossen Verkehrsunternehmen und Auf-

gabenträgern verteilt. Dazu kommen die jeweiligen Regelungen der Tarifgeber (z. B. Verbünde und 
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Tarifgemeinschaften) zur Anwendung. D-Tickets verkaufende Unternehmen, die Fahrausweise für 

mehrere Tarifgeber vertreiben, melden an die jeweiligen Tarifgeber. Sie stimmen sich in Zweifelsfra-

gen auf Verlangen mit den betroffenen Tarifgebern und Ländern ab, über welchen Tarifgeber die Ein-

nahme an die anderen Länder verteilt wird. Hierbei können die Einnahmen auch anteilig auf mehrere 

Tarifgeber/Länder verteilt werden, wobei die Einnahmen nach Ziffer 2, welche klar zuordenbar sind, 

den jeweiligen Tarifgebern/Länder vollständig zugeordnet werden. Die Steuerung über ein Monitoring 

verhindert Marktverwerfungen und überschießende Einnahmen. Im Bedarfsfall können nach Be-

schluss der Länder bei Marktverwerfungen auch in 2023 sowohl unterjährig als auch in der Abrech-

nung des Gesamtjahres Umverteilungen zwischen den Ländern durchgeführt werden. Unternehmen 

und erlösverantwortliche Aufgabenträger, die durch Fahrgeldzuscheidungen aus dem D-Ticket keinen 

Nachteilsausgleich in Anspruch nehmen müssen, sind zu verpflichten, die den Soll-Einnahmewert 

2023 laut Muster-Richtlinie übersteigenden Betrag innerhalb des Bundeslandes abzuführen. Sollte das 

Bundesland in Summe keinen Nachteilsausgleich benötigen, erfolgt die Abführung der übersteigenden 

Fahrgeldbeträge in andere Bundesländer im Rahmen eines Länderausgleiches.  

  

6. Parallel werden in 2023 die technischen, organisatorischen und juristischen Grundlagen für die 2. Stufe 

des Leipziger Modellansatzes als erste Phase eines marktorientierten Einnahmenaufteilungsverfahren 

gemeinsam von Ländern und Branche (erlösverantwortliche Aufgabenträger, Verkehrsunternehmen, 

Tarifverbünde etc.) geschaffen.  

  

7. Stufe 2 in 2024/25: In der Stufe 2 wird eine marktorientierte Aufteilung der Einnahmen etabliert. Dabei 

erfolgt eine Zuscheidung aller durch die Tarifgeber erzielten  D-TicketEinnahmen auf die Bundeslän-

der nach dem Wohnortprinzip mit anschließender Korrektur auf Grundlage von Balancefaktoren (z. 

B. für Tourismus, Transit). Der Anteil für den Balancepool ist auf Basis einer Evaluation zum D-

Ticket im Jahr 2023 zu ermitteln. Die Methodik der Evaluation und Verteilung der Einnahmen aus 

dem durch die Korrektur gefüllten Balancepool ist per Beschluss der Länder zu regeln. Innerhalb der 

Bundesländer erfolgt die Verteilung der Einnahmen in Zusammenarbeit mit den jeweiligen Tariforga-

nisationen vor Ort. Die Verteilung der Einnahmen innerhalb der Bundesländer kann sich ebenfalls an 

dem Wohnortprinzip orientieren und der DTV sowie etwaige Landestarife können ihren bisherigen 

relativen Einnahmeanteil vorab erhalten. Die konkrete Ausgestaltung der Einnahmeaufteilung zwi-

schen den Unternehmen und erlösverantwortlichen Aufgabenträgern in den Ländern obliegt den Akt-

euren in den Ländern. In ländergrenzenüberschreitenden Tarifräumen kann es durch die Anwendung 

der jeweiligen Einnahmenaufteilungsregelungen vor Ort zu nachträglichen Einnahmenverschiebungen 

zwischen den Ländern kommen. Auf Basis der vorgenannten Verfahrensweise wird der abschließende 

Nachteilsausgleich ermittelt. Da eine Einnahmezuscheidung des D-Tickets in Stufe 2 auch zu über-

schießenden Einnahmen führen kann, sind die Unternehmen und erlösverantwortlichen Aufgabenträ-

ger wie in Stufe 1 zu verpflichten, den Einnahme-Soll-Wert des jeweiligen Jahres übersteigenden Ein-

nahmebetrag an einen anderen Tarifgeber des jeweiligen Landes abzuführen.    

  

8. Für die Stufen 1 und 2 ist in Bezug auf das Kernprodukt des D-Tickets sowie alle Einnahmen aus 

bundesweit geltenden kundengruppenspezifischen Angeboten im Rahmen des D-Tickets eine Ver-

triebsprovision oder Vertriebsentschädigung nicht vorzusehen. Neben den aktuell bestehenden Finan-

zierungen für den Vertrieb wird es in den Stufen 1 und 2 zusätzliche finanzielle Anreize für den Ver-

kauf von Deutschlandtickets an Neukunden nicht geben.    

Vertragliche Vertriebsregelungen in den Tariforganisationen und Tarifkooperationen sind davon un-

berührt. Alle Beteiligten haben das gleiche Verständnis, dass ein Ausgleich von Umsatzveränderun-

gen aus reduzierten oder ersparten Provisionen über geeignete rechtliche Mechanismen (über den 

Ausgleichsmechanismus der Richtlinie oder ein Ausgleich innerhalb der Tariforganisation) für Stufe 

1 und 2 sicherzustellen ist.  Die vollständigen Einnahmen aus dem D-Ticket werden ohne Abzug 
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von vertrieblichen Aufwendungen in das Zuscheidungsverfahren für das D-Ticket eingespeist und 

den Ist-Einnahmen laut Richtlinie zum Ausgleich des Nachteils zugerechnet.    

Im Zuge der Evaluation und der Festlegungen zur neuen EAV in Stufe 3 sind geeignete Finanzie-

rungs- und/oder Vergütungsmodelle für den Vertrieb zu prüfen.  

Sofern es in Stufe 2 zu erheblichen Abweichungen zw. Einnahmenanspruch und den realisierten kas-

sentechnischen Einnahmen der jeweiligen Tariforganisationen respektive deren Unternehmen 

kommt, werden die Branche und die Länder Gespräche mit dem Ziel aufnehmen, diese erheblichen 

Unwuchten auszugleichen.   

  

9. Für das praktische Funktionieren des D-Tickets und der Ausgleichsleistungen ist eine ausreichende 

Verbindlichkeit der Regelungen erforderlich, auf die die Länder, die Aufgabenträger und die Bran-

chenorganisationen hinwirken. Für notwendige Einnahmeabführungen gelten die in den Ziffern 5 und 

7 definierten Regelungen.   

  

10. Stufe 3 voraussichtlich ab 2026: Auf Basis der Erfahrungen in den Jahren 2023 bis 2025 wird mit 

Wirkung zum 01.01.2026 ein grundsätzlich nachfrageorientiertes Einnahmeaufteilungsverfahren zur 

Anwendung gebracht. Das entsprechende Verfahren wird gemeinsam von den Ländern mit der Bran-

che entwickelt und dem Koordinierungsrat zur Beschlussfassung vorgelegt.    
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Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im 

öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 im 

Freistaat Bayern  

(Richtlinien Deutschlandticket ÖPNV Bayern 2023)  

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr  

vom 6. Juli 2023, Az. 52-3507.1-1-4  

Anlage:  Ermäßigtes Deutschlandticket für Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende im Freistaat 

Bayern  

1Der Freistaat Bayern gewährt nach Maßgabe des Art. 53 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO), der allgemei-

nen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie dieser Richtlinien Bil-

ligkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben der Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen im öf-

fentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) einschließlich des  

Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) im Zusammenhang mit der Einführung des Deutschlandtickets. 2Dies umfasst 

auch das ermäßigte Deutschlandticket gemäß der Anlage zu diesen Richtlinien. 3Die Leistungen erfolgen ohne Rechts-

anspruch im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.  

1. Zweck der Billigkeitsleistungen 

Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Ausgleich an die Empfänger im Freistaat Bayern, deren 

Ausgaben in den Monaten Mai bis Dezember 2023 aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets und 

des ermäßigten Deutschlandtickets für Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende (Er-

mäßigungsticket) durch den Rückgang der Fahrgeldeinnahmen oder Ausgleichszahlungen aus allgemei-

nen Vorschriften im Vergleich zum Referenzzeitraum des Jahres 2019 nicht durch Einnahmen aus Fahr-

geldern und vor dem 1. Mai 2023 geregelten und nicht die Umsetzung des Deutschlandtickets betreffen-

den Ausgleichszahlungen nach der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 oder aus allgemeinen Vorschriften 

im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gedeckt werden können. 

2. Leistungsempfänger 

2.1  Empfänger sind Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen des ÖPNV im Sinne des Gesetzes über 

den öffentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG).  

2.2  1Nur soweit Aufgabenträger oder Aufgabenträgerorganisationen bis zum 31. Dezember 2023 keine 

Regelung im Sinne des § 9 Abs. 1 Satz 4 Regionalisierungsgesetz (RegG) getroffen haben, sind für 

den Zeitraum vom 1. Mai 2023 bis zum 30. September 2023 Empfänger  auch öffentliche und private 

Verkehrsunternehmen, soweit sie als Genehmigungsinhaber  oder Betriebsführer nach dem Personen-

beförderungsgesetz oder der Verordnung (EG)  Nr. 1073/2009 ÖPNV auf dem Gebiet des Landes 

und/oder aufgrund eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages Beförderungsleistungen im ÖPNV be-

ziehungsweise im SPNV erbringen. 2Für die Eisenbahnverkehrsunternehmen ist eine getrennte An-

tragstellung und Bewilligung für die jeweiligen Regionalbereiche zulässig.  

 

 

3. Leistungsvoraussetzungen 

1Soweit die Empfänger für Verkehrsleistungen nicht erlösverantwortlich sind, leiten sie die Billigkeitsleis-

tungen an die das wirtschaftliche Risiko tragenden Verkehrsunternehmen in entsprechender Anwendung 

der Nr. 4.3 und nach den Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 mittels allgemeiner Vorschriften 

oder öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder über andere beihilferechtlich zulässige Instrumente diskri-

minierungsfrei weiter. 2Die Erlösverantwortlichen sind zu verpflichten, an der bundesweit abgestimmten 

Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzustel-

len, bestehende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese Ansprü-

che überschießende Einnahmen im Rahmen der Einnahmeaufteilung abzugeben. 
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4. Art und Umfang, Höhe der Billigkeitsleistungen 

4.1               Bei der Leistung handelt es sich um eine Billigkeitsleistung gemäß Art. 53 BayHO.  

4.2  Es erfolgt ein Ausgleich in Höhe von 100 Prozent der ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben.  

4.3               Die ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben sind wie folgt zu ermitteln:  

4.3.1  1Für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif, Beförderungs-

bedingungen DB (BBDB), Deutschlandtarif (DT)) ist die Differenz zwischen den um die jeweiligen 

Tarifanpassungen auf das Jahr 2023 hochgerechneten tatsächlichen  

Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2019 und den tatsächlichen  

Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Monate des Jahres 2023 nach Maßgabe der Nrn. 4.3.1.1 und 4.3.1.2 

ausgleichsfähig. 2Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer). 3Die Ver-

bundorganisationen haben den Empfängern die für die Antragstellung erforderlichen Daten zu liefern. 
4Einnahmen aus dem erhöhten Beförderungsentgelt werden nicht berücksichtigt.  

4.3.1.1  1Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezember 2023 hochgerechne-

ten Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen Monat verkauften beziehungs-

weise dem Verbund gemeldeten Fahrausweise der jeweiligen Kartenart und Preisstufe der Monate Mai 

bis Dezember 2019 mit den für diese Kartenart und für die im Gültigkeitszeitraum entsprechende Preis-

stufe im jeweiligen Zeitraum des Jahres 2023 genehmigten Preisen zu multiplizieren. 2Preisanpassun-

gen, die ab dem 1. Mai 2023 wirksam wurden, sind im Wesentlichen gleichmäßig für alle Kartenarten 

und alle Preisstufen vorzunehmen. 3Lassen sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zu 

ordnen oder handelt es sich um stückzahlunabhängige Pauschalangebote, ist die aus der Berechnung 

nach Satz 1 abgeleitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung für die Hochrechnung maßgebend. 
4Wenn aufgrund einer grundlegenden Änderung der Tarifstruktur, die nach dem  

15. Januar 2023 wirksam wurde, ein Vergleich zu den Tarifarten und Preisstufen des Jahres 

2019 nicht möglich ist, können die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. 

Januar 2023 ermittelt werden. 5Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach 

dem 15. Januar 2023 abgesenkt, sind für diese Tickets die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis 

des Preisstandes zum 1. Januar 2023 zu ermitteln. 6Die nach den Sätzen 1 bis 5 ermittelten hochgerechne-

ten Fahrgeldeinnahmen sind im Verhältnis der Veränderung der tatsächlich erbrachten Betriebsleistungen 

in Fahrzeug-, Wagen- beziehungsweise Zug-Kilometern im Kalenderjahr 2023 gegenüber dem Kalender-

jahr 2019 im Gebiet des Empfängers nach Nr. 2.1 fortzuschreiben. 7Als Faktor der Fortschreibung sind 

dabei 30 Prozent der prozentualen Steigerung beziehungsweise prozentualen Verminderung der Betriebs-

leistungen im Gebiet des Empfängers nach Nr. 2.1 anzusetzen. 8Als pauschaler Ausgleich der durch die 

Einführung des Deutschlandtickets entfallenden prognostizierten Einnahmesteigerungen aus positiven Ver-

kehrsmengeneffekten werden die nach den Sätzen 1 bis 5 ermittelten Fahrgeldeinnahmen um 1,3 Prozent 

erhöht. 9Unterschreitet die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten nach Einnahmenaufteilung im 

jeweiligen Bundesland zum 31. Januar 2024 die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten zum 30. 

April 2023 um mehr als 10 Prozent, sind die nach den Sätzen 1 bis 7 ermittelten Fahrgeldeinnahmen um 

den über die Bagatellgrenze von 5 Prozent hinausgehenden Prozentsatz für alle Empfänger im Land abzu-

senken. 10Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif sind die 

hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen gemäß der Einnahmenaufteilung unter  

Zugrundelegung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 2023 der jeweiligen Verbundorganisation zu vertei-

len, der ohne die Einführung des Deutschlandtickets gegolten hätte.  

4.3.1.2  1Zur Berechnung der beim Deutschlandticket anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate 

Mai bis Dezember 2023 sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen einschließlich der Fahrgeldeinnahmen 

aus dem Deutschlandticket zu ermitteln. 2Für Jobtickets zum Deutschlandticket sind die tatsächlichen Fahr-

geldeinnahmen ansetzbar, soweit dabei die abgestimmten bundeseinheitlichen Rabattierungen angewendet 

wurden. 3Für das  

Ermäßigungsticket zum Deutschlandticket sind bei der Ermittlung der Fahrgeldeinnahmen die regulären 

Einnahmen aus dem Deutschlandticket ohne ergänzende Ermäßigung anzusetzen. 4Die Vornahme weiterer 

Absetzungen von den Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket insbesondere für die Deckung von 

Vertriebsaufwendungen ist nicht zulässig. 5Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gül-

tigkeit nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt, sind bei der Ermittlung der tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen 
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für die Berechnung des Ausgleichs für alle Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit mit Ausnahme 

von im Solidarmodell verkauften Studierendentickets alle verkauften Tickets mit den am 1. Januar 2023 

geltenden gegebenenfalls den Preis des Deutschlandtickets auch übersteigenden Preisen anzusetzen. 6Bei 

Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandti-

cket sind die so ermittelten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen gemäß der Einnahmenaufteilung unter Zu-

grundelegung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 2023 der jeweiligen Verbundorganisation sowie ge-

mäß der Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket zu verteilen.  

4.3.2            1Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach dem Neunten Buch  

Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Art. 2 des  

Gesetzes vom 6. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 146) geändert worden ist, sind die um die Tarifanpassungen 

gemäß Nr. 4.3.1.1 hochgerechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen des Zeitraumes Mai bis De-

zember 2019 beziehungsweise die nach Maßgabe der Nr. 4.3.1.2 errechneten erstattungsfähigen Fahrgeld-

einnahmen für den Zeitraum Mai bis Dezember 2023 zu ermitteln und für diese die Erstattungsleistung 

aufgrund der jeweiligen für das entsprechende  

Jahr festgelegten oder nachgewiesenen Vomhundertsätze (2019 für hochgerechnete und   

2023 für Ist-Fahrgeldeinnahmen 2023) zu berechnen. 2Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnah-

men (ohne Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-

Tarif und dem Deutschlandticket gemäß der nach Nr. 4.3.1.1 für die hochgerechneten erstattungsfähigen 

Fahrgeldeinnahmen beziehungsweise gemäß Nr. 4.3.1.2  

für die tatsächlichen erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen maßgebenden  

Einnahmenaufteilung. 3Ausgleichsfähig ist die Differenz der so errechneten Beträge für die jeweiligen Ver-

kehrsleistungen.  

4.3.3             1In entsprechender Weise ist die ebenfalls ausgleichsfähige Minderung anderer  

Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften zu berechnen. 2Einsparungen der Empfänger nach Nr. 

2.1 bei Leistungen aus allgemeinen Vorschriften sind gegenzurechnen.  

4.3.4             1Ausgleichsfähig sind darüber hinaus erhöhte Ausgaben für die Anpassung der  

Vertriebsprozesse zur Einführung des Deutschlandtickets. 2Dabei wird für jeden zum Stichtag 30. April 

2023 beim Empfänger beziehungsweise den in wirtschaftlicher Verantwortung stehenden Verkehrsunter-

nehmen in einem vor dem Deutschlandticket angebotenen Abonnement gebundenen Kunden eine einma-

lige Umstellungspauschale in Höhe von 15 Euro gewährt. 3Abonnements sind Zeitfahrkarten mit einer zeit-

lichen Gültigkeit von mehr als einem Monat. 4Dazu zählen auch Semestertickets sowie Monatskarten, die 

von Unternehmen ausgegeben werden, die keine Abonnements im gesamten Tarifangebot haben und min-

destens vier dieser Monatskarten im Zeitraum 1. Mai 2022 bis 30. April 2023 nachweislich an denselben 

Kunden oder dieselbe Kundin verkauft haben. 5Voraussetzung um für alle zum Stichtag 30. April 2023 

beim Empfänger beziehungsweise den in wirtschaftlicher Verantwortung stehenden 

Verkehrsunternehmen gebundenen Kunden im Sinne des Satzes 2 eine Umstellungspauschale zu erhalten 

ist, dass zum Stichtag 31. Dezember 2023 eine Anzahl an Kunden, die mindestens 60 Prozent des Abo-

Kundenbestands vom 30. April 2023 beträgt, im Deutschlandticket beim Empfänger beziehungsweise 

dem in wirtschaftlicher Verantwortung stehenden Verkehrsunternehmen gebunden ist. 6Wenn unter 60 

Prozent, aber mehr als 30 Prozent des 

Kundenbestandes vom 30. April 2023 zum Stichtag 31. Dezember 2023 beim jeweiligen 

Empfänger beziehungsweise Unternehmen gebunden ist, erhält der Empfänger beziehungsweise das Unter-

nehmen 50 Prozent des sich aus Satz 2 ergebenden Wertes. 7In besonders begründeten Einzelfällen kann 

eine gesonderte Regelung getroffen werden. 8Zuzüglich wird pauschal für jedes zum 30. April 2023 vor-

handene auf die Kontrolle des Deutschlandtickets ertüchtigte Kontrollgerät und für die Kontrolle des 

Deutschlandtickets im Jahr 2023 beschaffte Kontrollgerät eine einmalige Umstellungspauschale zur Kom-

pensation der  

Kontrollmehrausgaben in Höhe von 317 Euro gewährt. 9Es ist durch geeignete Regelungen mit den für den 

Vertrieb und Kontrolle beauftragten Partnern sicherzustellen, dass die Pauschalen sachgerecht ausgereicht 

werden.  
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4.3.5  1Der Ausgleich für die ergänzende Ermäßigung des Ermäßigungstickets ergibt sich aus der Differenz zwi-

schen den nach Nr. 4.3.1.2 Satz 3 anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen und den tatsächlichen Fahrgeldein-

nahmen aus dem Verkauf der Ermäßigungstickets. 2Für den Umstellungsaufwand und das digitale Nach-

weisverfahren bei dem Ermäßigungsticket für Studierende erhalten die Vertriebsstellen (Verkehrsunter-

nehmen beziehungsweise sonstige  für den Vertrieb verantwortlichen Stellen wie zum Beispiel Verbund-

organisationen) bei der Umsetzung der monatlichen Kündbarkeit des Ermäßigungstickets für Studierende 

zum Wintersemester 2023/24 eine Abschlagszahlung für die Umstellung der Vertriebssysteme von einma-

lig fünf Euro für jeden Studierenden bis zu einem Höchstbetrag von 200 000 Euro je Standort einer Hoch-

schule. 3Für die Weiterentwicklung oder Anpassung der Systeme in Richtung eines automatisierten Ver-

triebs und Vorarbeiten hierzu erhalten die Vertriebsstellen als Abschlagszahlung eine einmalige Leistung 

von fünf Euro für jeden Auszubildenden beziehungsweise Freiwilligendienstleistenden. 4Die Abschlags-

zahlungen nach den Sätzen 2 und 3 werden nur dann gewährt, wenn der Berechtigte das Ermäßigungsti-

cket bei der Vertriebsstelle bezogen hat. 5Ist bei Antragstellung bereits ersichtlich, dass die tatsächlichen 

Kosten geringer ausfallen als die Abschlagszahlungen nach den Sätzen 2 und 3, so ist dies der  

Bewilligungsbehörde im Antragsverfahren (vergleiche Nr. 6 dieser Richtlinie) mitzuteilen. 6Die Höhe der 

Abschlagszahlung beläuft sich sodann auf die voraussichtlich anfallenden Kosten.  

4.3.6  Mit der Ausgabe des Deutschlandtickets verbundene Minderungen von Erlösen aus Vertriebsprovisionen 

eines Empfängers innerhalb von Tarifbereichen sind erstattungsfähig.  

4.3.7            Von dem nach den Nrn. 4.3.1 bis 4.3.6 ermittelten Ausgleich sind in direktem ursächlichem  

Zusammenhang mit der Einführung des Deutschlandtickets vermiedene oder ersparte Aufwendungen 

durch verringerte Vertriebsprovisionen, soweit diesen keine rechtskräftig festgestellten oder zwischen den 

Parteien unbestrittenen Deutschlandticket bedingten Forderungen des Vertriebsdienstleisters auf Anpas-

sung der Vergütung aus ergänzender Vertragsauslegung oder nach § 313 BGB gegenüberstehen, in Abzug 

zu bringen.  

4.3.8  Die Summe der gemäß den Nrn. 4.3.1 bis 4.3.6 errechneten Minderungen abzüglich der vermiedenen oder 

ersparten Aufwendungen gemäß Nr. 4.3.7 ist der ausgleichsfähige Ausgleichsbetrag.  

4.3.9  1Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer Aufgabenträger und kön-

nen die nicht gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der Betriebsleistung im jeweiligen Gebiet der Aufgaben-

träger zugeordnet werden, sind diese auf der Grundlage der im Gebiet des jeweiligen Aufgabenträgers er-

brachten Fahrzeug-, Wagen- beziehungsweise Zugkilometer des Kalenderjahres 2023 den Aufgabenträgern 

zuzuordnen. 2Die beteiligten Aufgabenträger oder Bewilligungsbehörden können eine abweichende Auftei-

lung vereinbaren.   

4.4  Sofern Empfänger Abschlagszahlungen auf der Grundlage der Nr. 1 des Erlasses des Staatsministeriums 

für Wohnen, Bau und Verkehr vom 25. April 2023, Az. 52-3507.1-1-4-14 erhalten haben, sind diese auf 

den nach Nr. 4.3 ermittelten Ausgleichsbetrag anzurechnen.   

4.5        1Neben dem nach Nr. 4.3 ermittelten Ausgleichsbetrag erhalten Verkehrsverbünde, die  

                    Verkehrsunternehmen des verbundfreien Raumes im Rahmen des Vertriebs sowie der  

Einnahmenaufteilung beim Deutschlandticket unterstützen (Verbund-Patenschaften), für im Rahmen der 

Unterstützung zu leistende tatsächliche Aufwendungen einen Ausgleich in Form einer Einmalzahlung in 

Höhe von maximal 60 000 Euro je Verkehrsverbund. 2Bereits erhaltene Einmalzahlungen auf der Grund-

lage der Nr. 2 des Erlasses des Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr vom 25. April 2023, Az. 

52-3507.1-1-4-14 sind anzurechnen.  

 

5. Sonstige Bestimmungen 

5.1  1Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Billigkeitsleistungen an Verkehrsunternehmen eine 

Überkompensation der aus der Einführung des Deutschlandtickets einschließlich des Ermäßigungstickets 

resultierenden wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist. 2Soweit die beihilferechtliche Rechtferti-

gung aus der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erfolgt, dürfen bei der Überkompensationsprüfung aus 

Gründen der Gleichbehandlung als Maßstab auch nur die Mindestanforderungen aus dem Anhang der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 zur Anwendung kommen. 3Der finanzielle Nettoeffekt berechnet sich 

aus der Summe der (positiven oder negativen) Auswirkungen der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen 

Verpflichtung des  
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Verkehrsunternehmens zur Anerkennung und Anwendung des Deutschlandticket-Tarifs auf die  

Einnahmen des Verkehrsunternehmens sowie auf seine Kosten, soweit diese als zusätzlicher Nachteil vom 

Verkehrsunternehmen bei der Ausgleichsberechnung geltend gemacht werden oder soweit das Verkehrsun-

ternehmen aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets Kosten  

erspart; sonstige Kosten des Verkehrsunternehmens sind nicht Gegenstand dieser Überkompensationskon-

trolle.  

5.2  Die Empfänger sind zu verpflichten, dass die Unternehmen verpflichtet werden, die nach Nr. 4.3.4 die-

ser Richtlinie unterstützte Kontrollinfrastruktur drei Jahre im ÖPNV in Deutschland einzusetzen.   

5.3  1Die Empfänger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Angaben um subventionserhebliche Tatsa-

chen im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches handelt und dass Subventionsbetrug nach dieser Vorschrift 

strafbar ist. 2Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen.  

5.4  Die Empfänger sind zu verpflichten, dass sichergestellt wird, dass bis zum 20. eines Monats  für den Vor-

monat alle Verkäufe des Deutschlandtickets einschließlich der Verkäufe des ermäßigten Deutschlandti-

ckets, wobei hier der nicht ermäßigte Kaufpreis anzusetzen ist, an  die von der Arbeitsgemeinschaft aus 

dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesver-

band Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V. gebildete 

EAV-Clearingstelle (Einnahmenaufteilungsverfahren) gemeldet werden.  

5.5               1Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 2025 die tatsächlich entstandenen   

nicht gedeckten Ausgaben und Einsparungen auf der Grundlage der in Nr. 4.3 genannten Berechnungsme-

thode nachzuweisen. 2Dem Nachweis sind insbesondere Bestätigungen der Verbundorganisationen über 

die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Mai bis Dezember 2019 und die Einnahmeaufteilungen sowohl 

für die nach Nr. 4.3.1.1 hochgerechneten  

Fahrgeldeinnahmen als auch für die nach Nr. 4.3.1.2 ermittelten tatsächlichen  

Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2023 sowie eine Bescheinigung eines Wirtschaftsprü-

fers über die Fahrgeldeinnahmen der Jahre 2019 und 2023 im Haustarif beziehungsweise nach BBDB 

beizufügen. 3Den Bestätigungen der Verbundgesellschaften sind auch die betragsmäßigen Erlösminde-

rungen aus Vertriebsprovisionen beziehungsweise Einsparungen von Vertriebsprovisionen je Leistungs-

empfänger hinzuzufügen. 4Weiterhin ist jeder Leistungsempfänger zu verpflichten, dem Nachweis die 

Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im Sinne der Nr. 4.3.1.1 zu den Stichtagen 30. April 2023 

und 31. Januar 2024 beizulegen. 5Die Bewilligungsbehörde kann weitere Unterlagen anfordern.  

5.6  1Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 2025 die Anzahl der verkauften Ermäßigungsti-

ckets nachzuweisen. 2Diese Zahlen und daraus resultierende Mindereinnahmen sind getrennt auszuweisen 

nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). 3Die 

Angaben betreffend die Studierenden sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets bezie-

hungsweise ohne Semesterticket darzustellen.  

5.7 Die Empfänger von Leistungen für Zwecke gemäß Nr. 4.3.5 Sätze 2 und 3 sind zu verpflichten,  

bis spätestens 30. Juni 2024 die tatsächlichen Aufwendungen für diese Zwecke nachzuweisen.  

5.8  Die Empfänger von Leistungen gemäß Nr. 4.5 sind zu verpflichten, bis spätestens 30. Juni 2024 die tat-

sächlichen Aufwendungen für den Zeitraum April 2023 bis Mai 2024 nachzuweisen.  

5.9  1Billigkeitsleistungen, die über den reinen Ausgleich der nicht gedeckten Ausgaben nach Maßgabe der Nr. 

4.3.1 beziehungsweise die tatsächlichen Aufwendungen für Zwecke gemäß den Nrn. 4.3.5 Sätze 2 und 3 

sowie 4.5 hinausgehen, sind vom Empfänger zurückzufordern. 2In der Regel sind die zurückgeforderten 

Beträge nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten Frist erstattet werden. 3Sollte sich herausstellen, dass 

der tatsächliche ausgleichsfähige Betrag den prognostizierten übersteigt, ist eine Anpassung der gewährten 

Billigkeitsleistung vorzunehmen.  
4Satz 3 gilt nicht für die Leistungen nach den Nrn. 4.3.5 Satz 2 und 3 sowie 4.5.  

6. Verfahren 

6.1  1Ein Antrag auf Gewährung der Billigkeitsleistungen ist bis zum 30. September 2023 zu stellen. 2Die Be-

willigungsbehörde kann verspätete Anträge zulassen. 3Der Antrag hat die Berechnung beziehungsweise 

Schätzung der voraussichtlichen nicht gedeckten Ausgaben auf der Grundlage der in der Nr. 4.3 genannten 
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Berechnungsmethode sowie eine Erklärung zur Höhe der bereits erhaltenen Abschlagszahlungen im Sinne 

der Nr. 4.4 zu enthalten. 4Sofern ein Antrag auf Einmalzahlung gemäß Nr. 4.5 gestellt wird, sind die unter-

stützenden Verkehrsverbünde und die Verkehrsunternehmen, die unterstützt werden, anzugeben. 5Sofern 

ein Antrag auf Leistungen gemäß Nr. 4.3.5 Satz 2 oder 3 gestellt wird, sind Angaben über die Anzahl der 

verkauften Ermäßigungstickets differenziert nach den Berechtigtengruppen vorzusehen.  

6.2               1Bewilligungsbehörde für die Unternehmen des Schienenpersonennahverkehrs und die  

Bayerische Eisenbahngesellschaft mbH ist das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr. 2Bewilli-

gungsbehörde für die übrigen Antragsteller ist die Bezirksregierung, in deren Bezirk der Leistungsempfän-

ger seinen Sitz hat.  

6.3  Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß der Nr. 4.3.1 

sowie weitere begründende Unterlagen beizufügen.  

6.4  1Die Empfänger der Billigkeitsleistungen dieser Richtlinien können einen vereinfachten Antrag auf vorläu-

figen Ausgleich und Auszahlung stellen. 2Das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr kann hier-

für im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen und für Heimat ergänzend Regelungen über 

Abschlagszahlungen treffen.   

6.5               Die Modalitäten der Auszahlung werden im Bewilligungsbescheid näher geregelt.  

6.6  Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Empfängern der Leistungen Prüfungen gemäß Art. 91 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BayHO durchzuführen.  

7. Inkrafttreten/Außerkrafttreten 

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 6. Juli 2023 in Kraft und am 30. Juni 2025 außer Kraft. 

 

 

Dr. Thomas G r u b e r 

Ministerialdirektor  



 

 

Anlage  

zu den Richtlinien Deutschlandticket ÖPNV Bayern 2023 

 

 

Ermäßigtes Deutschlandticket für Auszubildende, Studierende und  

Freiwilligendienstleistende im Freistaat Bayern  

 

 

Die Einführung des ermäßigten Deutschlandtickets (Ermäßigungsticket) als Tarifangebot für Auszubildende, Stu-

dierende und Freiwilligendienstleistende im Freistaat Bayern erfolgt entsprechend der gesetzlichen Zuständig-

keiten und Bestimmungen der jeweiligen  

Aufgabenträger des ÖPNV. Es ist eine beim Erwerb rabattierte Version des  

Deutschlandtickets. Für das Ermäßigungsticket gelten die bundesweiten Tarifbestimmungen des Deutschlandti-

ckets in der jeweils gültigen Fassung. Das Ermäßigungsticket ist um 20 Euro gegenüber dem regulären Deutsch-

landticket reduziert. Der Ermäßigungsbetrag wird vom Freistaat Bayern finanziert.   

Das Ermäßigungsticket für Studierende wird ab dem studienortbezogenen Wintersemester  

2023/24 eingeführt, für Auszubildende und Freiwilligendienstleistende ab  

1. September 2023. Im Übrigen wird hinsichtlich des Erwerbs des ermäßigten Deutschlandtickets einschließlich 

der Verfahren für Berechtigtennachweise sowie besonderer Bestimmungen für Studierende auf die jeweiligen 

Regelungen in den 

Allgemeinen Vorschriften der Aufgabenträger beziehungsweise der öffentlichen Dienstleistungsaufträge verwie-

sen. 

 

Folgende Gruppen sind zum Erwerb des Ermäßigungstickets berechtigt:  

 

1.  Auszubildende 

 

Als Auszubildende werden definiert:  

• Auszubildende mit einem Berufsausbildungsvertrag nach § 10 

Abs. 1 Berufsbildungsgesetz (BBiG) und vergleichbare Fälle. Dies umfasst Menschen mit Behinderung 

und Menschen, die von einer Behinderung bedroht sind, die eine 

Ausbildung im Rahmen eines Berufsbildungswerkes absolvieren. Den 

Auszubildenden mit Vertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind vergleichbar die 

Teilnehmenden an Vorschaltmaßnahmen der arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit in Jugendwerk-

stätten in Vorbereitung auf eine Ausbildung. 

• Schülerinnen und Schüler an einer Berufsschule/-fachschule gemäß Art. 11, 13 Bayerisches Gesetz über 

das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG). Dem vergleichbar sind Schülerinnen und Schüler am 

Lehrgang geprüfte agrartechnische Assistentinnen und Assistenten nach der Lehrgangsordnung für 

staatlich geprüfte agrartechnische Assistentinnen und Assistenten. 

• Schülerinnen und Schüler des Staatsinstituts für die Ausbildung von Fachlehrern und des Staatsinstituts 

für die Ausbildung von Förderlehrern gemäß Art. 120 BayEUG (in Verbindung mit Zulassungs-, Aus-

bildungs- und Prüfungsordnung für die Erste Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften beziehungsweise 

Studienordnung für das Staatsinstitut für die Ausbildung von Förderlehrern). 

• Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15 BayEUG. 

• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene I und II in der Ausbildungszeit 

nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 2 Leistungslaufbahngesetz (LlbG). 

Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen können künftig als bezugsberechtigte Auszubildende anerkannt 

werden, soweit diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar sind.  

Für die örtliche Berechtigung muss der gemeldete Hauptwohnsitz oder der Schulort in Bayern liegen.  

 

 2. Studierende 

 

Als Studierende werden definiert:  

• Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz 

(BayHIG) 

• Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne von Art. 112 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 BayHIG. 

• Studierende an der Fachakademie nach Art. 17 BayEUG 

• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene III in der Ausbildungszeit nach 

Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 LlbG und vergleichbare Studierende, welche die Qualifikation für eine Fach-

laufbahn außerhalb eines 
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Beamtenverhältnisses erwerben (zum Beispiel Studierende im Sinne des Art. 17 Abs. 1 Satz 2 Gesetz über die 

Hochschule für den öffentlichen Dienst). 

Studierende neuer Einrichtungen können künftig als bezugsberechtigte Studierende anerkannt werden, soweit 

diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar sind.  

Verkehrsunternehmen können auch Studierenden mit Hauptwohnsitz in Bayern an den am gemeinsamen Semes-

terticket beteiligten Hochschulen den Erwerb des Ermäßigungstickets ermöglichen, wenn alle der im Folgenden 

aufgeführten Voraussetzungen erfüllt sind:   

­ Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bayern, aber innerhalb Deutschlands in einem  

   bundesländerübergreifenden lokalen Verkehrsverbund mit einem gemeinsamen Semesterticket für die  

   bayerischen und außerbayerischen Hochschulen.   

­ Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische Kommunen.   

­ Im Bundesland des Studienortes gibt es für den Studierenden kein Angebot für ein ermäßigtes  

  Deutschlandticket für Studierende.  

 

3. Freiwilligendienstleistende 

 

Als Freiwilligendienstleistende gelten:  

• Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz über den Bundesfreiwilligendienst und 

• Freiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz zur Förderung von 

Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges soziales Jahr/Freiwilliges ökologisches Jahr, et cetera) mit  

gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern. 
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41-8631.02.02 Ki 

 

 

Verordnung zur Aufhebung der Verordnung des Landratsamtes Deggendorf über das  

Wasserschutzgebiet für die öffentliche Wasserversorgung der Eigentümergemeinschaft Feriendorf  

Büchelstein, vertreten durch Herrn Franz Leitl, Büchelsteiner Straße 15, 94541 Grattersdorf,  

Landkreis Deggendorf  

 

 

vom 24.08.2023 

 

 

Das Landratsamt Deggendorf erlässt auf Grund des § 51 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 

31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 5 G zur Stärkung der Digitalisierung im Bau-

leitplanverfahren und zur Änd. weiterer Vorschriften vom 3.7.2023 (BGBl. I Nr. 176) in Verbindung mit 

Art. 31 Abs. 2 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130, BayRS 753-

1-U), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. November 2021 (GVBl. S. 608) geändert worden ist, 

folgende 

 

 

 

 

Verordnung: 
 

 
 

§ 1 

Die Verordnung des Landratsamtes Deggendorf über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes der Ei-

gentümergemeinschaft Feriendorf Büchelstein in der Gemeinde Grattersdorf vom 23.05.2002 (veröffent-

licht im Amtsblatt des Landkreises Deggendorf Nr. 7 vom 05.06.2002) wird aufgehoben.  

 

 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 01.09.2023 in Kraft.  

 

 

Landratsamt Deggendorf 

Deggendorf, den 24.08.2023 

 

gez. 

 

Bischoff 

Regierungsdirektorin  
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30-831 -fr 

 

MANÖVERMELDUNG 

 
Name der Übung: 

Ausbildung zum Erwerb der Betriebsberechtigung „Schlauchboot mit Außenbordantrieb“ 

 

Zeit: 

28.08.2023 v. 08:00 Uhr bis 06.10.2023 16:30 Uhr 

 

Übungsraum: 

LK Straubing-Bogen und LK Deggendorf  

Flusskilometer: SOSSAU 2321 – Niederalteich 2271 (Donauabschnitt)  

 

Gesamtstärke der Truppe:  

20 Soldaten 

 

Einzelheiten zur Übung: 

 

Raum/Ort: 

Donauabschnitt zwischen Aholfing/Sossau 33U UQ 14784 24141 

48.952135 12.475483 

und Niederalteich 33U UQ 54283 03361 48.763713 13.019022 

Zeitraum: Täglich 07:15 bis 16:15 Uhr 

05.09.2023 von 07:15 bis 23:59 Uhr 

06.09.2023 von 07:15 bis 23:59 Uhr 

12.09.2023 von 07:15 bis 23:59 Uhr 

 

Art und Anzahl der eingesetzten Luftfahrzeuge 

 

Sonstiges: 

 

Übungsform mit Kurzcharakteristik: 

Durchführung der Ausbildung zum Erwerb des Betriebsberechtigungsscheins 

„Schlauchboot mit Außenbordantrieb“ 

 

Besonderheiten: 

Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich den Einrichtungen der übenden Truppen und von evtl. liegengebliebenen 

militärischen Sprengmitteln (Fundmunition und dergl.) fernzuhalten. Auf die Strafbarkeit des Auflesens von 

Sprengmitteln wird hingewiesen. 

 

Wer Kampfmittel findet, hat dies unverzüglich der nächsten Polizeidienststelle anzuzeigen. Zuwiderhandlungen 

können nach § 22 b des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass zur Abwicklung von Manöverschäden die Gemeinden sowie die Wehrbereichs-

verwaltung Süd für die Bundeswehr und die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben  

– Schadensregulierungsstelle des Bundes – Regionalbüro Süd in Nürnberg für die ausländischen Streitkräfte nä-

here Auskünfte erteilt. 

 

Die Gemeinden werden gebeten, für die ortsübliche Bekanntmachung zu sorgen sowie die Jagdausübungsberech-

tigten und die Bewohner abgelegener Gemeindeteile und Gehöfte von der Übung zu verständigen. 

 

Einwendungen gegen diese Übung oder einschränkende Bedingungen sind dem Landratsamt Deggendorf unver-

züglich mitzuteilen. 

 

Deggendorf, den 08.08.2023 

LANDRATSAMT 

 

gez. 

Dr. Becker 

Regierungsdirektorin  
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Sparkasse Deggendorf 

 

 

 

 

 

 

Kraftloserklärung 

 
 

 

 

 

Das Sparkassenbuch 

 

 

 

 

Nr. 3831225861 

 

 

 

 

wird gem. Art. 39 AGBGB für kraftlos erklärt. 

 

 

 

 

Deggendorf, 11.08.2023 

 

 

Sparkasse Deggendorf 

 

 


